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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2006 Ausgegeben am 9. März 2006 Teil II 

105. Verordnung: Besonders belastende Berufstätigkeiten 

105. Verordnung der Bundesregierung über besonders belastende Berufstätigkeiten 

Auf Grund des § 15b Abs. 2 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 438/2005, des § 2e Abs. 2 des Bundestheaterpensionsgesetzes, 
BGBl. Nr. 159/1958, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 165/2005, und des § 2a Abs. 2 
des Bundesbahn-Pensionsgesetzes, BGBl. I Nr. 86/2001, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 165/2005, wird verordnet: 

Anwendung von Bestimmungen der Schwerarbeitsverordnung 
§ 1. Die Verordnung der Bundesministerin für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumenten-

schutz über besonders belastende Berufstätigkeiten samt Anlage, BGBl. II Nr. 104/2006, (Schwerarbeits-
verordnung), ist auf Beamte und Bundestheaterbedienstete mit den Maßgaben anzuwenden, dass 
 1. unter Arbeitsbereitschaft im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 1 jede in § 50 des Beamten-

Dienstrechtsgesetzes angeführte Form der Bereitschaft sowie vergleichbare Formen der Bereit-
schaft zu verstehen sind; 

 2. ein Schwerarbeitsmonat dann vorliegt, wenn eine oder mehrere besonders belastende Tätigkeiten 
im Sinne des § 1 Abs. 1 der Schwerarbeitsverordnung mindestens in der Dauer von 15 Kalender-
tagen in einem Kalendermonat ausgeübt wurden. Dienstfreie Zeiten, während der kein Anspruch 
auf Monatsbezug besteht, bleiben dabei außer Betracht; 

 3. anstelle der Meldung der Schwerarbeitszeiten nach § 5 an den Krankenversicherungsträger die 
Schwerarbeitsmonate nach Z 2 von den Dienstbehörden bzw. von den personalführenden Stellen 
automationsunterstützt zu verarbeiten sind; 

 4. als Schwerarbeit auch Tätigkeiten mit erhöhter Gefährdung gelten, bei denen das tatsächliche 
regelmäßige Risiko für Leib und Leben im Einsatz die Grenze von allgemein akzeptierter Gefahr 
in erheblichem Ausmaß übersteigt. Als solche gelten ausschließlich Tätigkeiten von 

 a) Exekutivorganen des öffentlichen Sicherheitsdienstes nach dem Sicherheitspolizeigesetz 
(SPG), BGBl. Nr. 566/1991, die zumindest die Hälfte ihrer monatlichen Dienstzeit tatsächlich 
als wachespezifischen Außendienst zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit ausüben, und 

 b) Soldaten während eines Auslandseinsatzes nach dem Bundesverfassungsgesetz über Koopera-
tion und Solidarität bei der Entsendung von Einheiten und Einzelpersonen in das Ausland 
(KSE-BVG), BGBl. I Nr. 38/1997, sofern der Anteil des Außendienstes im Rahmen des Aus-
landseinsatzes dem nach lit. a maßgebenden entspricht. 

In-Kraft-Treten 
§ 2. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2007 in Kraft. 
(2) § 1 Z 4 tritt mit demjenigen Zeitpunkt außer Kraft, mit dem eine bundesgesetzliche dienstrechtli-

che Regelung über Tätigkeiten mit erhöhter Gefährdung in Kraft tritt. Gleichzeitig wird der Strichpunkt 
am Ende der Z 3 durch einen Punkt ersetzt. 
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